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1. Staatliches Handeln und Marktversagen – Die normative Analyse
1.1. Öffentliche Güter
In den öffentlichen Haushalten kann der Bürger nachlesen, für welche Dine der Staat seine Einnahmen verwendet. Diese sind einerseits:
· Transferausgaben

· Realausgaben (Ausgaben für Güter und Dienstleistungen

Welche Eigenschaften von Gütern dazu führen, dass diese staatlich und nicht privat angeboten werden sollten, wird im Folgenden dargestellt.

1.1.1. Eigenschaften und Formen öffentlicher Güter

Zwei Eigenschaften unterscheiden öffentliche Güter von den privaten Gütern:

· Nicht-Rivalität im Konsum

· Nicht-Ausschließbarkeit

Nicht-Rivalität im Konsum ist die konstitutive Eigenschaft von öffentlichen Gütern. Sie liegt allerdings nicht unverrückbar für alle Zeiten vor. Entscheidend bleibt, dass ein zusätzlicher Nutzer des öffentlichen Gutes keine zusätzlichen Grenzkosten verursacht und damit aus Effizienzgründen die Abgabe des Gutes kostenlos sein sollte. 

Nicht-Ausschließbarkeit heißt, dass Nutzer technisch oder wegen zu hoher Kosten nicht vom Konsum eines Gutes ausgeschlossen werden können. Erfüllen Güter sowohl die Eigenschaft von Nicht-Ausschließbarkeit als auch die Eigenschaft der Nicht-Rivalität spricht man von rein öffentlichen Gütern. Nicht-Ausschließbarkeit kann daraus resultieren, dass an bestimmte Güter keine definierten  Eigentumsrechte vorliegen. In den genannten Fällen spricht man von Allmendegütern. Können Nutzer vom Konsum eines Gutes ausgeschlossen werden und rivalisiert der Konsum, liegt der Fall eines rein privaten Gutes vor. Kann dagegen bei einem Gut das Ausschlussprinzip durchgesetzt werden, liegt aber Nicht-Rivalität im Konsum vor, sollte aus Effizienzgründen ein Nutzungspreis von Null erhoben werden. Staatliche Eingriffe zur Gewährleistung eines effizienten Angebots sind daher zu erwarten. Güter mit diesen Eigenschaften werden auch als Mautgüter bezeichnet.

[image: image2.jpg]Aq;schlussf .

rivalisierend Nicht rivalisierend
il
i private Giiter Mautgiiter
mighob (Fall T) (Fall IT)
it cadaiich Allmendegiiter rein 6ffentliche Giiter
o (Fall 111) (Fall IV)

£





1.1.2. Optimalitätsbedingungen zur Bereitstellung rein öffentlicher Güter

Auf vollkommenden Wettbewerbsmärkten führt der Preismechanismus zu einem gesamtwirtschaftlichen Optimum (Pareto-Optimum). Für eine Volkswirtschaft, die aus zwei Konsumenten besteht und die mit zwei Produktionsfaktoren zwei Güter produziert kann man die  Optimalitätsbedingung folgendermaßen formulieren:

1. Ausgleich der Grenzrate der Substitution im Konsum
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Eine andere Aufteilung der Güterproduktion auf die Individuen könnte den Gesamtnutzen der Volkswirtschaft nicht erhöhen.

2. Ausgleich der Grenzrate der Faktorensubstitution
[image: image5.png]


= [image: image7.png]



3. Ausgleich der Grenzrate der Substitution im Konsum (GRS) und in der Produktion (GRT).
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Über das Preissystem werden also Angebot und Nachfrage zusammengeführt. Alle Konsumenten zahlen für eine zusätzliche Einheit eines Gutes genau die Produktionskosten dieser zusätzlichen Einheit. Diese Situation wird als sozialökonomisches Optimum, Paredo-Optimum oder auch als Konkurrenzgleichgewicht bezeichnet.
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Den gewählten Punkt P auf der Transformationskurve bestimmt die Ausstattung der Ökonomie mit den Gütern X und Y und damit die Kantenlänge der EDGEWORTH-Box. Entlang der Tauschkurve in der EDGEWORTH-Box gibt es nur einen Punkt, der dem Preisverhältnis Px/PY entspricht. An diesem Punkt ist Pareto-Optimalität sowohl für den Konsum wie auch für die Produktion erfüllt. Die Eigenschaften eines Konkurrenzgleichgewichts werden üblicherweise mit Hilfe eines Marktdiagramms dargestellt. Das Marktgleichgewicht ist der Schnittpunkt der Gesamtnachfragekurve mit der Angebotskurve. Die Marktnachfragekurve ergibt sich aus der horizontalen Addition der individuellen Nachfragefunktion.
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Die Nachfragekurven können als Ausdruck der Zahlungsbereitschaft der Konsumenten interpretiert werden. Die Angebotskurve entspricht in einem vollkommenen Wettbewerbsmarkt der Grenzkostenkurve. Besitzt ein Gut die Eigenschaft der Nicht-Rivalität heißt dies nichts anderes, als dass ein Gut, das bereitgestellt und nachgefragt wird, ohne Einbußen von allen anderen Nachfragern in gleichem Maße konsumiert werden kann. In einem Marktgleichgewicht würde also von allen Nachfragern die gleiche Menge des öffentlichen Gutes konsumiert. 
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Die Gesamtnachfragekurve muss unter diesen Bedingungen durch die vertikale Addition der Nachfragekurve ermittelt werden. Die Summe der Einzelzahlungen führt erst zur Deckung der Angebotskosten. Es gilt also:

Die Summe der Grenzrate der Substitution ist gleich der Grenzrate der Transformation oder:
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1.1.3. Probleme in der Bereitstellung öffentlicher Güter

Es ist nicht zu erwarten, dass öffentliche Güter über private Märkte angeboten werden da:

· Die Nachfrager ihre Präferenzen bezüglich des öffentlichen Gutes nicht ehrlich offenbaren werden.

· Die Anbieter zumindest die Deckung ihrer Grenzkosten erwarten.

1.1.3.1. Free-Rider-Verhalten

Die Eigenschaft der Nicht-Rivalität im Konsum führt auf Seiten der Nachfrager zum so genannten Free-Rider-Verhalten. Oftmals wird dieses Verhalten mit der als Gefangendilemma bekannten Situation aus der Spieltheorie verglichen. In der normativen These wird überwiegend davon ausgegangen, dass bei der Bereitstellung öffentlicher Güter nicht-kooperatives Verhalten der Nachfrager vorliegt. Anders sieht es für das Angebot von öffentlichen Gütern aus, deren Nutzerkreis eingeschränkt ist und bei denen die Präferenzen der potenziellen Konsumenten des öffentlichen Gutes weitgehend homogen sind. Zusammenfassend muss festgehalten werden, dass es über de Markt zu keinem oder zu einem zu geringen Angebot an öffentlichen Gütern kommen wird, wenn die Gruppe der Nutznießer sehr groß ist und ihren Präferenzen sehr uneinheitlich sind. Der Ökonom spricht in diesem Fall von Marktversagen.

1.1.3.2. Die Bereitstellung öffentlicher Güter durch den Staat

Werden über private Märkte die öffentlichen Güter nicht oder in unzureichender Menge angeboten fordert die normative Theorie, dass der Staat dieses Angebot übernimmt. Will aber der Staat die öffentlichen Güter bereitstellen steht er vor den gleichen Informationsproblemen wie ein privater Anbieter. Um die optimale Menge des öffentlichen Gutes anzubieten, müsste die individuelle Nachfragefunktion für dieses Gut bekannt sein. Über den politischen Abstimmungsprozess kann versucht werden, die Präferenzen der Bürger zu erfassen. Hierbei kann strategisches Verhalten nur dann eingeschränkt werden, wenn die Ausgabenentscheidung simultan mit einer Finanzierungsentscheidung gekoppelt sind. In der Theorie sind verschiedene Verfahren entwickelt worden, die Wege zu einer effizienten Bereitstellung öffentlicher Güter aufzeigen. Sie zielen alle darauf, die Entscheidung über die öffentlichen Güter direkt mit einem persönlichen Finanzierungsbeitrag zu koppeln. Das Instrument der Befragung (direkte Präferenzenthüllung) kann lediglich für einzelne öffentliche Aufgaben durchgeführt werden. Letztlich muss noch geprüft werden, ob der Staat selbst nicht auch Interessen verfolgt, die der effizienten Bereitstellung öffentlicher Güter entgegenstehen. 
1.1.3.3. Öffentliche Bereitstellung und/oder öffentliche Produktion

Güter, die öffentlich bereitgestellt werden, müssen nicht auch öffentlich produziert erden. Sie können ebenso von privaten Unternehmen erstellt werden und an den Staat weiterverkauft werden. Argumente für die private Herstellung können zunächst Kostendifferenzen in der Produktion in den beiden Sektoren sein. Kostendifferenzen können auch durch unterschiedlich zu realisierende Skaleneffekte in der Produktion begründet sein. Anderseits können kleinere Produktionseinheiten flexibler auf die Präferenzen der Nachfrager eingehen. Auch distributive oder stabilitätspolitische Überlegungen können dafür entscheidend sein, dass bestimmte Güter öffentlich produziert werden. Diese muss bei einer kritischen Diskussion der Staatstätigkeit bedacht werden.

1.1.4. Das Konzept der meritorischen Güter

MUSGRAVE, der die Unterscheidung von Allokations-, Distributions- und Stabilisierungszielen in der Finanzwirtschaft entwickelte, führt das Konzept der meritorischen Güter ein. Meritorische Güter sind nach MUSGRAVE als eine gesonderte, eigenständige Kategorie von Gütern zu betrachten, in deren Bereitstellung der Staat eingreift, ohne dass aufgrund technischer Eigenschaften der Güter ein Fall von Marktversagen vorliegt. Es liegt also ein bewusster Eingriff in die Konsumentensouveränität vor. Das Allokationsergebnis des Marktes wird nicht akzeptiert. Der bewusste Eingriff in die Konsumentensouveränität ist das wesentliche Unterscheidungsmerkmal zwischen meritorischen, privaten wie auch öffentlichen Gütern. Reaktionen auf das Konzept:

· Entweder wird dieses Konzept schlichtweg abgelehnt und als misslungener Versuch gedeutet, die überbordenden staatlichen Interventionen zu rechtfertigen.

· Oder das Konzept der meritorischen Güter wird in einer Weise interpretiert, dass die staatlichen Interventionen aufgrund von Marktversagenstatbeständen zu rechtfertigen sind: In dieser Interpretation lässt sich das Angebot von meritorischen Gütern auf positive externe Effekte der Güter oder auf verzerrte Präferenzen der Nachfrager aufgrund ungenügender oder falscher Information zurückzuführen. 

1.2. Externe Effekte

Eine der häufigsten Ursachen von Marktversagen ist das Auftreten von externen Effekten. Von externen Effekten spricht man, wenn ökonomische Interdependenzen (Beeinflussungen) zwischen den wirtschaftlich Handelnden bestehen, die nicht über Reaktionen des Preissystems erfasst werden. Diese Effekte können positiver oder negativer Art sein und können innerhalb des Konsumsektors, innerhalb des  Produktionssektors und zwischen den beiden Sektoren auftreten. Sie heißen externe Effekte, da sie nicht durch das Preissystem erfasst werden. Zum Teil findet man auch die begriffliche Unterscheidung  zwischen pekuniären externen Effekten, die durch das Preissystem abgegolten werden, und technologischen externen Effekten, die dazu führen, dass über das Preissystem keine pareto-effiziente Allokation der Ressourcen erreicht werden kann. Letztere werden hier unter dem Begriff externe Effekte gefasst.  In der wirtschaftlichen Behandlung negativer-externer Effekte, wie sie beispielsweise bei umweltschädigender Produktion auftreten, geht es nicht darum, sie vollständig zu vermeiden, sondern sie auf eine volkswirtschaftlich optimale Höhe zurückzuführen.

1.3. Unvollkommener Wettbewerb

Angesichts der restriktiven Bedingungen, die für einen vollkommenen Wettbewerbsmarkt gelten, liegt es auf der Hand, dass unvollkommene Wettbewerbsbedingungen eher die Regel als die Ausnahme sind. Dabei sei hier nochmals darauf hingewiesen, dass Marktversagen lediglich eine notwendige Bedingung für staatliches Handeln ist. 

1.3.1. Natürliche Monopole

In der Übersicht zur Kategorisierung verschiedener Güterarten fanden sich auf die sogenannten Mautgüter. Kennzeichnend für diese Güter sind zumeist hohe Investitionskosten. Aufgrund des hohen Fixkostenblocks in der Produktion besitzen diese Güter die Eigenschaft, dass die Durchschnittskosten über den gesamten relevanten Bereich sinken. Aufgrund dieser Eigenschaft ist es zur Realisierung der Effizienz des Faktoreinsatzes erwünscht, dass nur ein Anbieter dieses Gut produziert; deshalb spricht man in diesem Fall von natürlichen Monopolen.
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Wird ein Gut mit der Eigenschaft kontinuierlich sinkender Durchschnittskosten von einem einzelnen privaten Anbieter produziert und angeboten, ist zu erwarten, dass  er sich gemäß der Preissetzungsregel GE = GK verhält und den Monopolpreis [image: image15.png]


 verlangt. In diesem Fall ist die Optimalitätsbedingungen GRS = GRT verletzt. Anderseits ist eine outputeffiziente Produktion (p = GK) mit dauerhaften Verlusten verbunden. Will der Staat tatsächlich ein Angebot zu Grenzkosten durchsetzen muss:
· Dieses durch ein staatliches Unternehmen übernommen werden.

· Oder aber der Staat vergibt ein Monopollizenz an ein privates Unternehmen

Das entstehende Defizit muss auf jeden Fall durch allgemeine Steuermittel gedeckt werden.  Gerade hier liegt das Problem für die Praxis: Bei einer allgemeinen Defizitdeckung besteht für das Unternehmen kein Anreiz zu einer Kostensenkung, sei es ein der staatlichen Preisaufsicht unterliegendes privates Unternehmen oder ein öffentliches. Eine mögliche Regulierungsform natürlicher Monopole stellt die sogenannte Preisregulierung vor. Dabei werden solche Preise verlangt , die zu einer langfristigen Deckung der Durchschnittskosten führen: [image: image17.png]


. Allerdings stellt die Durchschnittskostenregel oder Eigenwirtschaftlichkeitsregel ebenfalls hohe Informationsansprüche an die regulierende Behörde. Zur Bestimmung der Durchschnittskosten der Produktion muss die regulierende Behörde zumeist auf Kostendaten vergangener Perioden zurückgreifen. Für die Unternehmen besteht dann ebenfalls kein Anreiz, kostenminimal zu produzieren. Auch Mehr-Produkt-Unternehmen können die Eigenschaften natürlicher Monopole besitzen. Dies ist dann gegeben, wenn mehrere Produkte gemeinsam zu niedrigeren Kosten als in getrennten Produktionen zu produzieren sind. Es kommen in diesem Fall zu den Größenvorteilen (economies of scale) auch Verbundsvorteile (economies of scope) hinzu. Bei Mehr-Produkt-Unternehmen wird die Preissetzungsregel zur Gewährleistung der Eigenwirtschaftlichkeit so interpretiert, dass die Summe der Preisabweichungen von den Grenzkostenpreisen insgesamt die langfristigen Durchschnittskosten decken sollen. Lange Zeit war das Vorliegen eines natürlichen Monopols eine unbestrittene Rechtfertigung staatlicher Eingriffe, sei es durch eine Preisaufsicht oder durch die Vergabe einer Monopollizenz. In der neueren Wettbewerbstheorie wird dies kritischer gesehen. So wird argumentiert, dass bereits die Marktzutrittdrohung von potenziellen Wettbewerbern dazu führt, dass das als Monopolist agierende Unternehmen entsprechend der langfristigen Preisuntergrenze anbietet. Die potenzielle Konkurrenzdrohung macht also eine staatliche Preisregulierung überflüssig. Vorausgesetzt, es bestehen keine institutionellen Eintrittsschranken in den Markt. Ist der Markt also „bestreitbar“ (contestabel market), kann es durchaus zu einem zweit-besten, im allokativen Sinn befriedigenden Angebot über private Märkte kommen, ohne dass der Staat eingreifen muss. Für Mehr-Produkt-Unternehmen, die insgesamt die Eigenschaften eines natürlichen Monopols besitzen, kann ohne ein staatliches Eingreifen noch ein anderes Problem auftreten. Neue Anbieter können versuchen, nur die Produkte anzubieten, bei denen das Mehr-Produkt-Unternehmen eine Monopolrente abschöpft, um andere, unprofitable Produkte zu subventionieren. Man spricht in diesem Fall von „Rosinenpicken“ und begründet damit zumindest partielle Marktzutrittsschranken zum Schutz der bestehenden Monopole.
1.3.2. Asymmetrische Informationen und Moralisches Risiko (moral hazard)

Die Annahme der vollkommenen Information der Marktteilnehmer in einem Wettbewerbsmarkt ist eine der Bedingungen, die am kritischsten hinterfragt werden muss. Sichere Informationen über die Zukunft besitzt niemand. Ist aber die Wahrscheinlichkeit für den Eintritt eines bestimmten Ereignisses zumindest für eine große Gruppe von Menschen relativ gesichert, lösen private Märkte das Problem der Unsicherheit über das Angebot von Versicherungen. In vielen Bereichen existieren jedoch keine Versicherungen. Diese kann in der Existenz asymmetrischer Informationen und der daraus resultierenden schlechten Risikostreuung bei den Nachfragern begründet sein. Der Versicherungsnehmer hat gegenüber dem Versicherer einen Informationsvorsprung über sein individuelles Risiko. Das Versicherungsunternehmen erwartet bereits, dass die Nachfrager bestimmter Versicherungsleistungen eine höhere Schadenswahrscheinlichkeit als der Durchschnitt haben und wird daher die Prämie erhöhen. Dies wird aber zur Abwanderung der relativ besseren Risiken führen und die durchschnittliche Schadenswahrscheinlichkeit der Versicherten weiter erhöhen. Diese wird als adverse Selektion verstanden. Moralisches Risiko liegt vor, wenn der Versicherungsnehmer durch sein eigenes Verhalten seine Schadenswahrscheinlichkeit deutlich beeinflussen kann.

1.4. Fazit- Die Bedeutung von Marktversagen

In der normativen Finanzwissenschaft ist Marktversagen die notwendige Bedingung für staatliche Eingriffe. Das Ziel staatliche Eingriffe sollte die Herstellung der Bedingungen für ein Allokationsoptimum sein. Ob dieses  Ziel durch staatliches Handeln erreicht werden kann, muss in jedem Einzelfall geprüft werden.  

2. Staatliches Handeln und politische Willensbildung

Der Staat wird nicht als real existierende Institution analysiert, sondern als idealtypische Verkörperung des Bürgerwillens, der nichts anderes anstrebt als die Verwirklichung eines Optimalzustandes, in dem das effizient produzierte Angebot privater und öffentlicher Güter genau den Präferenzen der Bürger entspricht, dass ist keine realistische Annahme. Die Analyse des Politischen Sektors wird von Ökonomen mit Hilfe der Public Choice Theorie vorgenommen, die zum positiven Theorienansatz in der Finanzwissenschaft gezählt wird. 

Die Public Choice Theorie zeichnet sich durch die konsequente Anwendung des ökonomischen Analyseinstrumentariums auf den politischen Sektor aus. Wesentlich ist dabei, dass für alle Handelnde Eigennutzmaximierung unterstellt wird, auch für die im Namen des Staates Handelnden. Das Hauptgebiet der Public Choice Theorie ist die Analyse des Verhaltens von Politikern und Parteien, den Wählern, der Bürokraten und von Interessengruppen.

2.1. Theorie der direkten Demokratie

In einer direkten Demokratie entscheiden die Wähler unmittelbar über finanzpolitische Entscheidungen. Für einen Wahlprozess in einer direkten Demokratie muss zunächst eine Abstimmungsregel gefunden werden. In Demokratien wird der erste Punkt generell entsprechend der Regel one man- one vote gestaltet. Der zweite Punkt ist schwieriger zu entscheiden. Hier müssen verschiedene Wahlverfahren daraufhin untersucht werden, welches geeignet ist den Wählerwillen möglichst unverfälscht zum Ausdruck zu bringen.

2.1.1. Einstimmigkeitsregel

Die einzige Abstimmungsregel, die zu einem pareto-optimalen Ergebnis führen kann, ist die Einstimmigkeitsregel. Aus theoretischer Sicht ist die Bereitstellung von öffentlichen Gütern durchaus ein geeigneter Abstimmungsgegenstand, auf den die Einstimmigkeitsregel angewandt werden kann. Die Bereitstellung der gewünschten Güter als öffentliches Angebot bringt aber für alle einen Nutzengewinn. Möglicherweise ist der Nutzenüberschuss so groß, dass die Zustimmung negativ Betroffener erkauft und damit Einstimmigkeit erreicht wird. Ein Verfahren zur Bestimmung des Angebots an öffentlichen Gütern, das auf Einstimmigkeit beruht, wird als LINDAHL-Mechanismus bezeichnet. Hierbei wird den Wählern durch den Staat ein Vorschlag über die Höhe des öffentlichen Angebots verbunden mit einem Vorschlag zu seiner Finanzierung unterbreitet. Diese Finanzierungsanteile muss man sich als individualisierte Steuerpreise vorstellen, die so gewählt sind, dass die Effizienzbedingung [image: image19.png]


 erfüllt ist. Findet ein Vorschlag nicht den einstimmigen Zuspruch muss der Staat einen neuen Vorschlag machen. Der LINDAHL-Mechanismus ist mit zwei Problemen behaftet:
· Zum einen wird das paredo-optimale Ergebnis nur dann erreicht, wenn die Wähler ehrlich abstimmen, tatsächlich muss mit strategischem Verhalten der Individuen gerechnet werden.

· Zum anderen ist bereits in kleinen Gruppen der Zeitaufwand enorm, bis Einstimmigkeit hergestellt werden kann.

Mit diesen Überlegungen ist klar geworden, welche Größen die Wahl einer Abstimmungsregel bestimmen:

1. Fallen Transportkosten des Abstimmungsprozess wie Informationskosten, Kosten des Zeitverlusts, etc. an.

2. Treten externe Kosten des Abstimmungsprozess auf, die auf die Abweichung des Ergebnisses von der pareto-optimalen Allokation zurückgehen. Für den Einzelnen äußert sich dies in Frustrationskosten.
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Wenn also N die Anzahl der Stimmberechtigten ist, liegt die optimale Mehrheit [image: image22.png]N



dort, wo die Gesamtkostenkurve aus externen Kosten und Transaktionskosten ihr Minimum hat. 

2.1.2. Mehrheitswahl

Von einer absoluten Mehrheit spricht man, wenn
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Qualifizierte Mehrheiten liegen bei einem höheren Stimmenanteil vor. Wird über mehr als zwei Alternativen abgestimmt, führt eine Mehrheitswahl oft nicht zu einem Ergebnis, da keine Alternative mehr als 50% der Stimmen erhält. Eine Möglichkeit, dieses Problem zu lösen, besteht darin, immer die Alternative zu streichen, die das schlechteste Ergebnis hatte. Man kann aber auch die sogenannte einfache Mehrheit, das heißt die Alternative mit den meisten Stimmen, als ausreichend für einen Wahlsieg akzeptieren.

2.1.2.1.Condorcet-Abstimmung
In einer Condorcet-Wahl wird über die zur Wahl stehenden Alternativen paarweise in Folge abgestimmt. Es wird dazu ein eindimensionales Entscheidungsproblem unterstellt.
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Wird nun als erstes über die Alternative A und B abstimmt wird mit 2 zu 1 Stimme B gewinnen. Bei der anschließenden Wahl wird zwischen B und C abgestimmt. Wiederum wird die Mehrheit der Alternative B gegeben. Ein Blick auf die Tabelle zeigt, dass unabhängig von der Reihenfolge der Abstimmung die Alternative B immer der Wahlsieger ist. Man spricht von einer konsistenten Präferenzstruktur B > C > A.
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Unter Eingipfligkeit der Präferenzstruktur versteht man die Eigenschaft, dass bei der Entfernung in jeder Richtung vom Nutzenmaximum (1.Präferenz) der Nutzen stetig abnimmt. Eingipfligkeit der Präferenzen ist eine hinreichende Bedingung dafür, dass eine paarweise Abstimmung gemäß der Mehrheitswahl zu einem befriedigenden, das heißt widerspruchsfreiem Ergebnis führt.

Condorcet-Paradoxon
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Tritt dann auf, wenn keine konsistente Präferenzstruktur vorliegt. Kurz gesagt, das Ergebnis des Wahlprozesses ist abhängig von der Reihenfolge der Abstimmungen; man spricht auch von zyklischen Präferenzen. In diesem Fall ist das Wahlverfahren mit einfacher Mehrheit extrem strategieanfällig. Das Wahlergebnis kann durch geschickte Wahlleiter manipuliert oder Entscheidungen können über Jahre blockiert werden.
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Wähler II besitzt nun eine Präferenzstruktur, die als zweigipflig bezeichnet wird. Wenn auch seine Präferenzen in dieser Fra ge vielleicht überraschen, als besonders ungewöhnlich kann die Haltung aber sicherlich nicht bezeichnet werden. Zwei- oder Mehrgipfligkeit muss aber nicht auf jeden Fall zu inkonsistenten Wahlergebnissen führen. Für die Beurteilung der Eignung des CONDORCET-Verfahren als Wahlverfahren ist also entscheidend, ob man erwartet, dass die Wähler im Hinblick auf den Abstimmungsgegenstand eingipflige Präferenzen besitzen oder nicht. Bezogen auf die Bereitstellung öffentlicher Güter erscheint dies bei Abstimmungen über einzelne, eindimensionale öffentliche Projekte relativ wahrscheinlich.

2.1.2.2. Rangzifferwahl und Punktwahl

Es ist versucht worden, die Schwächen des CONDORCET-Verfahrens durch verschiedene Modifikationen des Wahlverfahrens zu mildern. Ein Problem des Verfahrens ist, dass die Intensität der Präferenzen der Wähler nicht erfasst wird. Dies kann durch verschiedene Verfahren geändert werden. Eine Möglichkeit ist die Verwendung des Rangziffernverfahrens. Eine zweite Möglichkeit ist das Punktwahlverfahren oder BORDA-Zählung. Die Wähler verteilen eine festgelegte Anzahl von Punkten auf die Alternativen; diejenige wird gewählt, welche die höchste Gesamtpunktzahl besitzt.
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Nach dem Rangziffernverfahren B. Eine Punktwahl führt allerdings zu C.

2.1.3. Medianwählermodell

Eine direkte Verbindung der Analyse der Wahlverfahren und der Frage nach der Höher der öffentlichen Ausgaben wird durch die Medianwählertheorie geleistet. Das Medianwähler-Theorem besagt in diesem Fall, dass die Menge des öffentlichen Gutes angeboten wird, die der Präferenz des Medianwählers entspricht. Der Medianwähler ist dabei derjenige, dessen Präferenzen gerade die Mittelposition von allen Wählerpräferenzen einnehmen; 50% bevorzugen höhere, die andern 50% niedrigere Ausgaben für das öffentliche Gut. 
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2.2. Theorie der repräsentativen Demokratie

In fast allen demokratischen Staaten, auch in der Bundesrepublik Deutschland, werden die Elemente der direkten Demokratie von den Strukturen einer repräsentativen Demokratie dominiert. „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtssprechung ausgeübt.“. Der erste Halbsatz verankert die direkte Einflussmöglichkeit des Volkes. Der zweite Halbsatz legt das Prinzip der Gewaltenteilung fest. Die Rolle der Parteien wird im Grundgesetz eher zurückhaltend definiert. „Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit“. Trotzdem werden die realen politischen Prozesse oft von Parteien bestimmt. In einer repräsentativen Demokratie wählen die Bürger zunächst Politiker. Die gewählten Politiker entscheiden dann stellvertretend über alle politischen Fragen, eben auch über finanzpolitische Entscheidungen.

2.2.1. Politischer Wettbewerb – das HOTELLING-DOWNS-Modell

Den politischen Prozess durch ein Wettbewerbsmodell abzubilden, geht auf die Arbeiten von Schumpeter und Downs zurück. Das zu Grunde liegende formale Modell wurde von Hotelling formuliert; daher findet man oft auch die Bezeichnung Hotelling-Down-Modell. Die Grundidee des Modells ist die Herstellung einer Analogie zwischen den Wettbewerben auf den Güter- und Faktormärkten und dem Wettbewerb im politischen Sektor. Die Wähler treten als Nachfrager nach öffentlichen Leistungen auf und geben demgemäß ihre Wahlstimmen so ab, dass ihr Nettonutzen aus dem öffentlichen Sektor maximiert wird. De Politiker sind die Anbieter der öffentlichen Leistungen. Sie gestalten ihr Angebot so, dass die ihnen zufließenden Wählerstimmen maximal werden, so dass ihre Wiederwahl gesichert ist und ihr Nutzen aus dem Amt maximiert wird. Im Hintergrund des Modells stand die Hoffnung, dass auch im politischen Sektor die „unsichtbare Hand“ zu einem optimalen Ergebnis führen werde. Die Annahmen des Hotelling-Downs-Modells lassen sich wie folgt zusammenfassen:
· Die nutzenmaximierenden Politiker schließen sich zu zwei Parteien zusammen.

· Die Parteien formulieren ein Wahlprogramm mit dem Ziel, die Mehrheit der Wählerstimmen zu erhalten. Die Inhalte der Parteiprogramme können auf eine Dimension zurückgeführt erden.

· Die Wähler entscheiden sich für das Wahlprogramm, das ihren Präferenzen am nächsten liegt. Die Wählerpräferenzen habe n bezüglich des Inhalts der Parteiprogramme eingipflige Präferenzen. Die Wähler sind vollständig über die Programme informiert; niemand ist indifferent. 

· Der Zeitfaktor spielt keine Rolle

Unter diesen Bedingungen führt eine Wahl nach einer einfachen Mehrheitsregel in einer repräsentativen Demokratie zu dem Ergebnis, dass das Programm gewählt wird, das der Medianwählerpräferenz entspricht.
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Erwartungsgemäß Partei A in diesem Fall die Stimmen sämtlicher Wähler links von A und Partei K die Stimmen sämtlicher Wähler rechts von K. Entscheiden sich die zwischen den Positionen A und K liegenden Wähler hälftig für A und K, wird K insgesamt die Wahl gewinnen, da die Position von K näher zur Median-Position liegt.

Das Grundmodell einer repräsentativen Demokratie zeigt also, dass sich durch den politischen Wettbewerb die Wählerpräferenzen in gleicher Weise durchsetzen wie in einer direkten Demokratie. In beiden Fällen wird die Medianwählerpräferenz realisiert. Dieses Ergebnis ist zwar stabil, aber in aller Regel nicht pareto-effizient.

2.2.2. Der Einfluss der Bürokratie

Die in einer Demokratie getroffenen Ausgabenentscheidungen werden durch die staatliche Bürokratie umgesetzt. Zunächst zeichnet sich die öffentliche Verwaltung durch eine Organisationsstruktur aus, die als Principal-Agent-Situation bezeichnet wird.

Der Auftraggeber und Eigentümer (Principal) ist zur Leistungserbringung auf Gehilfen (Agenten) angewiesen, besitzt aber nicht die notwendigen Informationen, die Leistungserstellung in Hinblick auf ihre effiziente Produktion zu kontrollieren. In der öffentlichen Verwaltung sind die Politiker, die im Idealfall die Präferenzen der Wähler durchsetzen wollen, in der Rolle des Prinzipals, der Agent ist die Bürokratie, die ihr Eigeninteresse verfolgt. Das Muster der Principal-Agent-Situation findet sich durchaus auch im privaten Sektor, z.B. bei Kapitalgesellschaften. Im privaten Sektor stehen aber Möglichkeiten zur Verfügung, Anreize für eine effizienzorientierte Aufgabenerfüllung durchzusetzen. Dies ist im öffentlichen Dienst kaum möglich. Dies liegt zum einen daran, dass für das öffentliche Leistungsangebot in vielen Bereichen kein eindeutiger Maßstab für die Effizienz der Leistungserfüllung vorliegt. Zum anderen erlaubt aber das öffentliche Besoldungsrecht weder eine positive Reaktion auf gute Leistungen, noch durch eine weitgehende Unkündbarkeit im öffentlichen Dienst die Möglichkeit einer negativen Sanktion schlechter Leistungen. Ein anderer Unterschied zwischen privaten und öffentlichen Unternehmen oder Verwaltungen liegt im institutionellen Umfeld der Unternehmen. Private Unternehmen sind dem Wettbewerb ausgesetzt. Öffentliche Unternehmen und Bürokratien stehen i.d.R.  nicht im Wettbewerb untereinander und haben kaum private Konkurrenz. Es fehlt daher der Anreiz, das Leistungsangebot zu optimieren. Zuletzt muss aber nochmals darauf hingewiesen werden, dass die Effizienzkontrolle durch den Charakter des öffentlichen Leistungsangebots oft erschwert ist. Ein klarer Erfolgsindikator wie der Gewinn im privaten Sektor fehlt in vielen öffentlichen Bereichen.
2.2.3. NISKANENs Bürokratiemodel

Für die Bürokratietheorie sind die Beschäftigten im öffentlichen Dienst nicht willenlose Ausführer sondern sie treten auch in ihrer Arbeit als eigennutzmaximierende Individuen auf. In dem Modell von NISKANEN, das die Grundlage für viele weitere Arbeiten war, werden den Bürokraten Ziele wie

· Erhöhung des öffentlichen Ansehens

· Machtzuwachs

· Verbesserung der Büroausstattung (Budget) und auch

· Einkommenserhöhung

Zugeordnet. NISKANEN geht davon aus, dass diesen Zielen gemeinsam ist, dass sie positiv mit der Größe des genehmigten Budgets verknüpft sind. Daher fasst NISKANEN die Zielsetzung der Bürokratie mit dem Begriff Budgetmaximierung zusammen. Die Informationsasymmetrie ist zweiseitig. Die Politiker kennen die Minimalkostenkombination der öffentlichen Produktion nicht, die Bürokraten wissen allerdings genau, wie die Nutzeneinschätzung der Politiker bezüglich der bereitgestellten Leistungen aussieht.
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Auf der Abszisse wird die öffentliche Leistung in Mengeneinheiten abgetragen, an der Ordinate die dazu verwendeten EUR. Die Kurve NN zeigt den volkswirtschaftlichen Nutzen wie ihn die Politiker einschätzen; es wird dabei unterstellt, dass entsprechend der üblichen Annahme der Grenznutzen abnehmend ist. Ebenso unterliegt der Kostenkurve KK die Annahme steigender Grenzkosten. Der effiziente Output läge  demnach am Punkt x*. Es wird allerdings versucht das Angebot bis zu dem Punkt [image: image36.png]


 auszudehnen. Dieser Punkt zeichnet sich dadurch aus, dass die Gesamtkosten gerade dem Grenznutzen entsprechen. Das Unternehmen arbeitet kostendeckend, denn der öffentliche Auftraggeber wird jedes Projekt akzeptieren, dessen Kosten durch das bewilligte Budget gedeckt werden; seine Informationen reichen eben nicht aus, eine effiziente Leistungsbereitstellung durchzusetzen. Das Ziel der Budgetmaximierung ist ein plausibles, aber sicher nicht das einzige Motiv der Bürokraten. Daher sind in Anschluss an die Arbeiten von NISKANEN eine Vielzahl von Modellen formuliert worden, die diese Grundannahme modifizieren.
2.2.4. Der Einfluss von Interessengruppen

Interessengruppen die sich in der Gesellschaft organisieren spielen eine wichtige Rolle in der Entscheidungsfindung von Wählern und Politikern und haben einen gewissen Einfluss in der Umsetzung politischer Entscheidungen. Sie werden auch Lobby-Gruppen genannt. Im 19. Jahrhundert war die Einkommensquelle das entscheidende Merkmal, in welcher Form man sich organisierte. Diese klare personale Zuordnung von Einkommensquellen ist heute kaum noch möglich. Heute beispielsweise ist die Branche, in der man sein Einkommen erwirtschaftet oftmals Ansatzpunkt der Lobby-Tätigkeit. Aber auch der Wohnsitz in einer bestimmten Region kann so viele gemeinsame Interessen schaffen, dass sich aus der Region heraus Interessengruppen bilden. Letztlich bilden sich aber auch Interessengruppen entlang demographischer und persönlicher Merkmale. Oder das Interesse an der Natur kann zu einer Mitgliedschaft im Naturschutzbund (NABU) führen. 

Man kann beobachten, dass Interessengruppen ganz unterschiedlich erfolgreich handeln und organisiert sind. OLSON kam in seinen Studien zu dem Schluss, dass die Gruppengröße und die Bedürfnisintensität entscheidend sind. Kleinere Gruppen von Menschen, die stark von einer bestimmten Maßnahme betroffen sind und einen festen inneren Zusammenhalt haben, der es erlaubt, abweichendes Verhalten negativ zu sanktionieren, bilden demnach die erfolgreichsten Interessengruppen. Interessengruppen werden auf zwei Wegen tätig:

· Zum einen versorgen sie ihre Mitglieder und die Öffentlichkeit mit Informationen

· Zum anderen versuchen sie, Politiker und auch die Verwaltung bei der Umsetzung bestimmter Maßnahmen interessengeleitet zu beraten.

Die Leistungen der Interessengruppen haben damit den Charakter öffentlicher Güter. Wird ein bestimmtes Ziel durchgesetzt, profitieren alle Betroffenen davon, egal ob der Einzelne dazu beigeragen hat oder nicht. Dies ist einer der Gründe, warum kleinere Gruppen besser zu organisieren sind. Das Freifahrer-Verhalten kann besser verhindert werden. Eine feste Bindung von Mitgliedern an die Interessengruppen wird zum Teil auch dadurch geschaffen, dass den Mitgliedern gesonderte, private Nebenprodukte angeboten werden. Insgesamt kann man die Arbeit von Interessengruppen auch positiv bewerten, da für die einzelnen Wirtschaftssubjekte die Transaktionskosten der Wahlentscheidung gesenkt werden. Anderseits wird dadurch die Wahrscheinlichkeit, dass durch den politischen Prozess die Präferenz der Wählermehrheit durchgesetzt wird, noch unwahrscheinlicher.
2.3. Fazit

Ausgangspunkt für die Analyse staatlichen Handelns aus der Sicht der ökonomischen Theorie ist das sogenannte Marktversagen. Die Möglichkeit des Staates hingegen, dieses Defizit zu beseitigen, müssen allerdings skeptisch beurteilt werden:

· Viele Informationsprobleme, die dadurch entstehen, dass die Wirtschaftssubjekte keinen Anreiz haben, ihre Präferenzen zu offenbaren

· Die Einstimmigkeitsregel als einziges Wahlverfahren, das ein pareto-effizientes Ergebnis garantiert, ist durch die Langwierigkeit des Verfahrens mit so hohen volkswirtschaftlichen Kosten verbunden ist.

· Mehrheitswahlverfahren führen dagegen nur zu stabilen Ergebnissen, wenn strenge Annahmen bezüglich der Präferenzordnungen der Wirtschaftssubjekte getroffen werden. Pareto-Optimalität im engeren Sinn wird dabei kaum erreicht.

Unter den Bedingungen einer repräsentativen Demokratie ist die Überführung der Wählerpräferenzen in Entscheidungen des politischen Sektors noch schwieriger. Zunächst müssen die Wähler ihre Repräsentanten bestimmen und anschließend müssen diese wiederum über die anstehenden Entscheidungen abstimmen. Dazu setzen an jeder Stelle des Prozesses verschiedene Interessengruppen an, um die Entscheidungen in ihrem Sinne zu beeinflussen. Aber selbst wenn die restriktiven Bedingungen erfüllt sind, sodass mit einem Wahlergebnis zu rechnen ist, das die Mehrheitspräferenz widerspiegelt, kann es im Prozess der Umsetzung der Entscheidungen sogar zu Abweichungen von der technischen Produktionseffizienz kommen.  Dies ist auf die Rolle der Bürokratie im Umsetzungsprozess der Entscheidungen zurückzuführen. 

3. Staatliche Ausgaben in der Bundesrepublik Deutschland
3.1. Staatliche Ausgaben nach Ausgabenkategorien

Eine Möglichkeit zur Kategorisierung der Ausgaben liegt darin, die Position des jeweiligen Haushaltsplans aufzunehmen. Man spricht in diesem Fall von einer Systematisierung nach dem Ministerialprinzip
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Es wird deutlich, dass der größte Posten des Bundeshaushalts der Finanzplan des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung darstellt. Dies gibt einen ersten Anhaltspunkt dafür, dass die Ausgabentätigkeit des Bundes vor allem distributiv bestimmt ist.  Bei der Analyse der einzelnen Budgetpositionen ist allerdings auch die föderale Struktur der Bundesrepublik Deutschland zu bedenken. Dass der Einzelplan und „Bildung und Forschung“ einen so geringen Anteil am Gesamthaushalt einnimmt entspricht nicht einer politischen Entscheidung über Schwerpunkte der Staatstätigkeit, sondern spiegelt die Länderzuständigkeiten in Bildungsaufgaben wider. Ebenso wird der Hauptteil der Landwirtschaftspolitik über die Europäische Union abgewickelt. Darüber hinaus werden nicht alle Aufgaben für eine staatliche Aufgabe in einem Einzelplan des Haushalts zusammengefasst. Daher ist eine Darstellung der Ausgaben, die sich weitgehend an dem Funktionsplan des Haushalts orientiert, gebräuchlicher, man spricht hier von einer Systematisierung der Ausgaben nach dem Funktionalprinzip. 

[image: image38.jpg]Die Bundesaufgaben nach Aufgabenbereichen
— Anteile in v.H. —

genheiten, Verteidigung etc.)

Bildungswesen, Wissenschaft,

Ausgabeart 1972 1982 1992 2000 2005*
Allgemeine Dienste (Zentrale
Verwaltung, auswirtige Angele- 30,1 25.3 20,1 16,2 18,7

T TR S

Sondervermogen

Allgemeine Finanzwirtschaft

13,9

18,0

20,4

21l

Forschung, Kultur P 2 o o 4
Soziale Sicherung, soziale
Kriegsfolgeaufgaben, Wieder- 28,1 35.5 34,6 41,2 424
gutmachung
Gesundheit, Umwelt, Sport und 1,0 0.8 0.5 03 0.4
Erholung

EEECER I F e e edle e o T SRR T SRR
Wohnungswesen, Raumordnung
und kommunale Gemeinschafts- 1,4 1.1 It} 0,9 0,6
dienste
Erndhrung, Landwirtschaft und 2.9 0.7 1,7 0.7 0.5
Forsten

L e DS BT SR

Energie- und Wasserwirtschaft,
Gewerbe, Dienstleistungen = i =9 oy 9
Verkehrs- und Nachrichtenwesen 8,9 5,4 5,4 3,9 3.7
Wirtschaftsunternehmen, allg.
Grund- und Kapitalvermégen, 92 St 7,6 6,6 6,5

_—_—m e -

19,2

Ausgaben zusammen**

101,5

100,3

100,1

100,2

100,1

* Zahlen aus dem Finanzplan 2001 — 2005
** Abweichungen von 100 wg. Rundungsfehlern




Die Position Allgemeine Dienste hat im Verlauf der Jahre an Gewicht verloren. Dies ist vor allem auf den Anteil der Verteidigungsaufgaben zurückzuführen. Dagegen ist das Volumen der Position Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgeaufgaben, Wiedergutmachung über die letzen Jahrzehnte deutlich angestiegen. Diese ist zum einen auf den zunehmenden Finanzierungsbedarf der Gesetzlichen Rentenversicherung zurückzuführen. Zum anderen ist infolge der steigenden Arbeitslosenzahlen der Finanzierungsbedarf im Bereich der Arbeitsmarktpolitik gestiegen. Die Entwicklung der Position Allgemeine Finanzwirtschaft ist vor allem aufgrund der Unterposition Zinsen bemerkenswert. 1972 belief sich der Anteil der Zinszahlungen lediglich auf knapp 3%, im Jahr 2000 waren dies 16%, im Jahr 2005 werden über 17% dieser Verwendung zufließen. Da andere Größen innerhalb dieser Kategorie sich zum Teil gegenläufig verändert haben, kann man diese dramatische Entwicklung kaum an der Gesamtposition ablesen. Für die volkswirtschaftliche Beurteilung der Entwicklung der öffentlichen Haushalte sind verschiedene Schemata zur Systematisierung entwickelt worden. Eine Möglichkeit besteht darin, die Ausgaben nach ihrer Wirkung zu unterscheiden:

· Realausgaben
· Transferausgaben

Die Realausgaben führen zu einem direkten Zugriff des Staates auf die Güter- und Faktormärkten der Volkswirtschaft. Zu den Realausgaben zählen Sach- und Personalausgaben. Beide Ausgaben können wiederum eher investiven Charakter besitzen oder sehr konsumtiven Charakter. Diese Unterscheidung in Ausgaben konsumtiven und investiven Charakters ist nicht nur aus volkswirtschaftlicher Sicht von Bedeutung. Durch Transferausgaben werden dem privaten Sektor unmittelbar keine Ressourcen entzogen; es findet lediglich eine Umverteilung von Ressourcen statt. Die Transfers werden unterschieden in Sozialtransfers an private Haushalte und in Zahlungen an Unternehmen, also Subventionen. Gerade die Subventionen können auch private Ressourcen dem Wirtschaftsprozess entziehen. IN der Kategorie der Transferzahlungen werden zudem die Schuldendienstzahlungen in Zusammenhang mit der öffentlichen Kreditaufnahmen erfasst. Der Versuch, investive und konsumtive Staatsausgaben zu unterscheiden, wird auch in der Finanzstatistik vorgenommen. Dort unterscheidet man in

· Ausgaben der laufenden Rechnung, welche die Sach- und Personalausgaben umfassten (konsumtive Verwendung)

· Ausgaben des Kapitalverkehrs, welche die Vermögensänderungen in den öffentlichen Haushalten erfassen (investive Verwendung).
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Der relativ hohe Anteil investiver Ausgaben in den Gemeindehaushalten entspricht ebenfalls der Zuordnung der Staatsaufgaben in der ökonomischen Theorie der Förderalismus. Eine allokativ effiziente Bereitstellung öffentlicher Güter ist an der  Stellt am ehesten zu gewährleisten, an der die Präferenzen der Wirtschaftssubjekte am besten zu erfassen sind. Dies ist vor allem im Bereich der lokalen Infrastruktur klar die Gemeindeebene. Allerdings gilt das nur wenn eben auch die Ausgabenkompetenz, dass heißt die Pflicht, die geplanten Ausgaben auch zu finanzieren, auf derselben Ebene liegt. 

3.2. Privatisierung und Deregulierung

Zweifel an der Sinnhaftigkeit der staatlichen Tätigkeit ergeben sich für die meisten Bürger nicht nur bei deutlichen Ineffizienzen bei der Bereitstellung öffentlicher Leistungen, sondern auch, wenn sie staatliches Engagement in Bereichen beobachten, wo dies nicht gerechtfertigt scheint und wenn dadurch dem privaten Sektor eventuell auch zusätzliche Kosten auferlegt werden. Tatsächlich ist seit ca. zwanzig Jahren in der Bundesrepublik Deutschland ein Prozess der Privatisierung und Deregulierung festzustellen, wobei allerdings der Anstoß zumeist von außen –durch die Europäische Union- kam. 

3.2.1. Privatisierung

Unter Privatisierung versteht man die vollständige oder teilweise Übertragung von Eigentumsrechten an staatlichen Unternehmen oder Beteiligungen sowie von staatlichen Aufgaben an Private. Oftmals verändert sich infolge der Privatisierung die Organisations- und Finanzierungsstruktur des Unternehmens. Inwieweit die Einbindung von privatisierten Unternehmen in den Staatssektor bestehen bleibt, ist unterschiedlich. Manche staatlichen Unternehmen wie die Bundesdruckerei werden ohne weitere Auflagen in den privaten Markt entlassen; man bezeichnet dies auch als materielle Privatisierung. Handelt es sich allerdings bei den privaten Unternehmen um natürliche Monopole, kann es zumindest für eine bestimmte Zeit sinnvoll sein, von einer Innenregulierung auf eine sogenannte Außenregulierung überzugehen.  Auch eine zumindest teilweise realisierte, materielle Privatisierung bedeutet nicht notwendigerweise das Ende der staatlichen Regulierungen:
· Von einer formellen Privatisierung spricht man, wenn ein staatliches Unternehmen zunächst nur als Kapitalgesellschaft ausgegründet wird, die Eigentumsverhältnisse jedoch nicht verändert werden.

· Eine funktionale Privatisierung liegt dann vor, wenn eine öffentliche Leistungserstellung eingestellt wird und auf den privaten Sektor übertragen wird; hierfür ist auch der Begriff des Outsourcings gebräuchlich.

Die Privatisierung von Unternehmen hat nicht nur systematische Auswirkungen in dem Sinne, dass die Staatsquote gesenkt wird. Durch Privatisierungserlöse kann der Prozess der Haushaltskonsolidierung unterstützt werden, indem beispielsweise Bundesschulden getilgt werden und damit Zinsersparnisse in den folgenden Haushalten auftreten. Des weiteren wird aber auch erwartet, das privatwirtschaftliche Unternehmen im Vergleich zu staatlichen Einrichtungen kosteneffizienter arbeiten.

3.2.2. Deregulierung

Deregulierung bezeichnet den Abbau von regulierenden Eingriffen des Staates in den Wirtschaftsablauf: Deregulierung muss dabei nicht den vollständigen Abbau aller staatlichen Vorschriften bedeuten, sondern kann auch ihre Rückführung auf ein Mindestmaß zur Aufrechterhaltung von Wettbewerbsmärkten oder zur Gewährleistung von sozialen oder ökologischen Mindeststandards meinen. Deregulierung kann mit Privatisierung verbunden sein wie bei der Deutschen Post und der Deutschen Telekom.  In der theoretischen Analyse natürlicher Monopole wurde deutlich, dass so genannte „bestreitbare Märkte“ keiner Regulierung durch den Staat bedürfen. Daher kann es eine sinnvolle Deregulierungsstrategie sein, Wettbewerb in Teilbereichen ehemaliger staatlicher Monopole zugelassen. Eine weitere Deregulierungsstrategie für öffentliche Unternehmen besteht darin, die Tiefe der Integration dieser Unternehmen zu vermindern, sodass schließlich nur die Aktivitäten der staatlichen Regulierung unterliegen, die unter rein privatwirtschaftlichen Bedingungen nicht oder nicht im ausreichendem Maße angeboten werden. Schließlich bedeutet die Deregulierung für die staatliche Ausgabentätigkeit vor allem einen Abbau staatlicher Bürokratie und der damit verbundenen Kosten. Durch die Deregulierung werden in einigen Märkten z.B. dem Telekommunikationsmarkt oder auch Elektrizitätsmarkt, deutliche Preissenkungen durchgesetzt. Dies senkt auch die Kosten der verbleibenden staatlichen Leistungen. 

3.3. Fazit – Marktversagen und Staatsversagen

Für die Bereitstellung rein-öffentlicher Güter wird es auch in Zukunft keine Alternative zu einer rein staatlichen Bereitstellung geben. In vielen Fällen ist eine Abwägung zwischen Marktversagen und Staatsversagen sinnvoll. Eine Privatisierung von kommunalen Versorgungsbetrieben kann durch veränderte innere Organisationsstrukturen und äußeren Wettbewerbsdruck Effizienzsteigerungen erzielen, die im Idealfall in Form von sinkenden Verbraucherpreisen weitergegeben werden. Anderseits muss bedacht werden, dass das öffentliche Gut der Versorgungssicherheit durch private Anbieter nicht bereitgestellt wird. Ein privates Unternehmen trägt auch immer ein Konkursrisiko. Eine staatliche Bestandgarantie für diese Art der Unternehmen verändert jedoch die Anreizstrukturen in dem privaten Unternehmen, so dass Effizienzsteigerung unwahrscheinlich werden. Wird der Aspekt des Staatsversagens höher gewichtet als der des Marktversagens und daher eine Privatisierung öffentlicher Aufgaben vorgenommen, muss bedacht werden, dass zwar die Ausgabenintensität der staatlichen Aufgabenerfüllung abgenommen hat, nicht aber notwendigerweise der staatliche Einfluss auf den Wirtschaftsablauf. Letztlich zeigt sich, dass die staatliche Ausgabentätigkeit nicht anders als durch einen politischen Wahlprozess entschieden werden kann, sei dieses Verfahren mit noch so vielen Mängeln behaftet. Denn die Abwägung zwischen allokativen, distributiven und andern wirtschaftspolitischen Überlegungen muss immer anhand konkreter Fragen und unter Berücksichtigung der jeweiligen Rahmenbedingungen getroffen werden. 
